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Lehrer lancieren eine Qualitätsoffensive
Der notorische Personalmangel beunruhigt die Lehrerinnen- und Lehrerverbände. Jetzt setzen sie auf einenAktionsplan.

Kari Kälin

Es ist zumsommerlichenRitual
geworden: Medien schreiben
sich die Finger wund zum The-
maLehrermangel.Kantone set-
zen auf Personen ohne Lehrdi-
plom, pensionierte Lehrkräfte,
stockenPensenauf und schrau-
ben an der Klassengrösse oder
streichen Förderlektionen, um
dieProblematik zuentschärfen.
«Nur dank Improvisation und
grossem Einsatz von Schullei-
tungen undTeams vorOrt wird
sichergestellt, dass der Unter-
richt immer stattfindet», sagte
DagmarRösler, Präsidentindes
Dachverbandes der Lehrerin-
nenundLehrer Schweiz (LCH),
gesternvordenMedien inBern.
DasDauerproblemLehrerman-
gel dürfte sichweiter zuspitzen.
GemässdenBildungsperspekti-
vendesBundesamtes für Statis-
tik werden bis 2031 allein auf
der Primarstufe etwa 13000
Lehrkräfte fehlen–weilnichtge-
nug jungeMenscheneinepäda-
gogische Ausbildung in Angriff
nehmen, um den Bedarf zu de-
cken.DerLCHwill jetztmitdem
Aktionsplan Bildungsqualität
Gegensteuer geben. Der Perso-
nalmangel könne damit zwar
nicht beseitigt, aber gelindert
werden, sagteLCH-Präsidentin
Dagmar Rösler.

KantonaleVolksinitiativen
sindgeplant
Mit dem Aktionsplan über-
nimmtderLCHeinekoordinie-
rende Rolle für verschiedene
Aktivitäten, die den Bedürfnis-
sen der kantonalen Lehrerver-
bände angepasst werden. Die
Kernforderung lautet: Die Kan-
tone sorgen auf allen Stufenflä-
chendeckend für einequalitativ
hochwertige Bildung mit genü-
gendqualifiziertenLehrerinnen
und Lehrern; dafür sollen die
Kantonedienötigenfinanziellen
Mittel zur Verfügung stellen. Es
geht also um eine Ausbildungs-
offensive zur Behebung des
Fachkräftemangels.Bis jetzt be-
teiligen sich neun kantonale

Lehrerverbände am Aktions-
plan. In den Kantonen Aargau
und Bern wollen die Verbände
Anfang nächsten Jahres Volks-
initiativen lancieren. «Es
brauchtDruck aufVerfassungs-
stufe, hoheBildungsqualität hat
ihren Preis», sagte Kathrin
Scholl, PräsidentindesAargaui-
schenLehrerinnen-undLehrer-
verbands (alv) vor denMedien.
Die Verbände in den Kantonen
Nidwalden,Obwalden,Luzern,
Schaffhausen, Schwyz und
Graubünden versuchen, ihren
ForderungenmitPetitionenund
anderen politischen Mitteln
Nachdruck zu verleihen. Beim
Zuger Lehrerverband stehen
eine Initiativeoder einePetition
zur Debatte, ein Entscheid fällt
voraussichtlich im nächsten
Frühjahr.

Am Ursprung der politischen
OffensivedesLCHstehtdieSor-
ge um die Bildungsqualität. Ge-
nährt wird sie durch die Tatsa-
che, dass viele Kantone diplom-
lose Lehrpersonen engagieren,
um die Lücken in den Klassen-
zimmernzuschliessen.DerLCH
sei diesen Personen dankbar,
dasssie ineinerakutenNotsitua-
tiondasRisikoauf sichnähmen,
sagte LCH-Präsidentin Dagmar
Rösler. Solch provisorische
Lösungendürftenabernicht zur
Normwerden,weileineVerwäs-
serung den Anforderungen an
denBerufeineAbwärtsspirale in
Gangsetze–und letztlichdessen
Attraktivität schmälere.

Im Kanton Bern unterrich-
ten gut 15000 Personen an der
Volksschule. 2500 stünden
ohne Qualifikation im Einsatz,

viele andere seienunzureichend
ausgebildet, etwa im heilpäda-
gogischenBereich, sagte Stefan
Wittwer, Geschäftsführer von
Bildung Bern. Und: «Was wür-
denwir zu 10bis 20Prozentun-
ausgebildeten Buschauffeuren
sagen?Was zu 10bis 20Prozent
unausgebildeten Ärzten?»

Überlastetwegen
anspruchsvollerEltern
Der LCH verlangt schliesslich
ein ganzes Bündel anMassnah-
men,umdieBildungsqualität zu
sichern.LehrerinnenundLehrer
sollen von administrativen Auf-
gaben entlastet werden, damit
sie sichvermehrtdemUnterricht
widmenkönnen.Dafürbrauche
es mehr Ressourcen für die
Schulleitungen. Gefordert wird
aucheineReduktionderLektio-

nen für Klassenlehrer, kleinere
Schulklassen, eineAusbildungs-
pflicht für Lehrpersonen ohne
Diplom,mehr Ausbildungsplät-
ze an den pädagogischenHoch-
schulen oder mehr Unterstüt-
zungbeimBerufseinstieg.Auch
höhere Löhne sind ein Thema.
Die Unterschiede zwischen den
Kantonen seien stossend und
führten dazu, dass sie sich
gegenseitigLehrkräfteabjagten.
«Kantone mit tiefen Löhnen
müssen nachziehen, insbeson-
dere auf unteren Stufen, wo die
Löhne nichtmehr den gestiege-
nen Anforderungen entspre-
chen», schreibt der LCH.

ImAuftrag des LCHhat das
Forschungsinstitut Sotomo im
Juni eine repräsentativeUmfra-
ge zum Thema Lehrermangel
durchgeführt. Tiefe Löhne

erachten nur 22 Prozent als
wichtigen Grund für das Prob-
lem. Als wichtigste Ursache
betrachten die Befragten die
ÜberlastungderLehrer, hervor-
gerufen durch anspruchsvolle
Eltern und verhaltensauffällige
Kinder.Die hohen gesellschaft-
lichenAnsprüche, der Prestige-
verlust desBerufs unddas hohe
Reformtempowerdenalsweite-
re relevanteGründe fürdiePro-
blematik identifiziert.

Interessant: Etwa zweiDrit-
tel der Befragten taxieren die
Bildungsqualität als eher hoch
bis sehr hoch. Am tiefsten ist
dieserWert ausgerechnetbeiEl-
tern mit Kindern im Schulalter.
Die Direktbetroffenen stufen
auch das Personalproblem an
derVolksschule als schwerer ein
als dieGesamtbevölkerung.

Das Dauerproblem: Schweizer Schulen bekundenMühe, genügend Pädagoginnen und Pädagogen zu finden. Bild: Peter Schneider/Keystone

Bundesrat sorgt bei der EU für Verwirrung
Bernwillmit Brüssel verhandeln, sieht sich aber nicht an dasResultat der Sondierungsgespräche gebunden.

RemoHess, Brüssel,
und Stefan Bühler

Nachdem der Bundesrat am
MittwochgrünesLicht gegeben
hat, ist derEU-Fahrplanengge-
taktet: Schon am 15. Dezember
soll die Landesregierung das
provisorischeMandat für einen
Neuanlauf mit Brüssel verab-
schieden und es anschliessend
denAussenpolitischenKommis-
sionendesParlaments vorlegen.
Die formellen Verhandlungen
über eine institutionelleLösung
undneuebilateraleAbkommen
könnten dann AnfangMärz be-
ginnen.

Was genau im Schweizer
Verhandlungsmandat stehen
wird, ist aber noch nicht ent-
schieden. Nach der Kritik der
Gewerkschaften, die Diploma-

tenvonAussenminister Ignazio
Cassis hätten in den Sondie-
rungsgesprächen Fakten ge-
schaffenunddamit ihreKompe-
tenzen überschritten, gehtman
jedenfalls über die Bücher. Ge-
mäss Informationen von CH
Media hattenmehrere Bundes-
räte inder SitzungamMittwoch
interveniert und darauf bestan-
den, dass die im Schlussdoku-
ment zudenSondierungen skiz-
zierten Landezonen kein Vor-
entscheid für die künftigen
Verhandlungen seien.

Weissmanbereits, dasses
neueProblemegibt?
Im Brief an EU-Kommissions-
chefin Ursula von der Leyen,
der von Bundespräsident Alain
Berset undBundeskanzlerWal-
ter Thurnherr unterschrieben

ist, wurde gemäss mehreren
Quellen in letzter Minute eine
relativierende Formulierung
hinzugefügt. Demnach weist
der Bundesrat darauf hin, dass

der Inhalt der Sondierungs-
gespräche für die Schweiz «kei-
ne Roten Linien» darstellen
würden.

Auf Deutsch heisst das: Die
Schweiz anerkennt zwardasRe-
sultat der Sondierungen, sieht
sich aber nicht abschliessend
darangebundenundbehält sich
vor, gemachte Zugeständnisse
wieder zu kassieren oder neue
Forderungen auf den Tisch zu
legen. Ob die Relativierung aus
staatspolitischen Erwägungen
erfolgt – noch haben Parlament
und Kantone keinMandat kon-
sultiert – oder weil man bereits
weiss, dass zusätzliche Proble-
mebesprochenwerdenmüssen,
bleibt unklar. Zur Verbindlich-
keit der Sondierungen sagtBun-
desratssprecher André Simo-
nazzi: «Die Landezonen sind

nichtdasErgebnis vonVerhand-
lungen, sondern das Ergebnis
der Sondierungsgespräche. Die
Verhandlungen müssen noch
stattfinden und offene Punkte
darin geklärt werden.»

InBrüssel sorgtdiegemisch-
teBotschaftdesBundesratsdem
Vernehmen nach für Verwir-
rung. Immerhinhatmangerade
deshalbmit der Schweiz einein-
halb Jahre intensive Sondie-
rungsgesprächegeführt unddie
Ergebnisse schriftlich festgehal-
ten, um dann bei den eigentli-
chen Verhandlungen keine bö-
senÜberraschungenzuerleben.
Eine Wiederholung der Ge-
schichte mit dem Rahmenab-
kommen, wo die Schweiz nach
jahrelangen Verhandlungen im
Frühling2021brüskdenStecker
gezogen hat, soll unter allen

Umständenverhindertwerden.
DassdasgemeinsameVerständ-
nis der Sondierungen für die
EU-Seite sehrwohlmassgeblich
ist, hält einEU-Sprecher fest: Es
sei für die Schweiz wie auch die
EU sehrwichtig und«die Basis,
aufderwir ein formellesMandat
einholen werden». Der Hinter-
grund: Auch die EU-Kommis-
sion muss sich von den Mit-
gliedsstaaten grünes Licht für
neueVerhandlungengeben las-
sen. Wie beim Bundesrat setzt
das EU-Mandat den Rahmen
dessen,was fürdieEU-Kommis-
sion machbar ist. Will die
Schweiz nunwieder überDinge
verhandeln, die ausserhalb der
indenSondierungendefinierten
Landezonen liegen, riskiert sie,
dass die Gespräche rasch in die
Sackgasse geraten.

«Keine Roten Linien»: Aussen-
minister Ignazio Cassis. Bild: key


